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Schluß im Rechtsausfihuß .
Die entschädigungslose Enteignung der Standesherrenrenten abgelehnt .

Der R«chtsoussch >iß des Reichstages besprach bei der Beratung
des Fiirstcnabiindungsgeseges heute zunächst die Aufwertung s »

fr a g e. Auf die gestrige deutschnationale Anfrage erklärte Reichs -
kanzler Marx : Ich habe erklärt , daß in der Frage der Aufwertung
die Fürsten behandelt werden sollen wie oll « anderen Staatsbürger .
Das ist auch km Geseg vorgesehen . Grundsätzlich werden die Fürsten

gleichmäßig behandelt . Im einzelnen besteht allerdings ein Unter -

schied zwischen den Angehörigen der Fürstenhäuser und den sonstigen
Staatsbürgern in der Behandlung gewisser Leistungen , die sonst
der freien Aufwertung unterliegen . Bei dieser Ausnahme handelt
es sich aber um eine Einzelheit , auf die hinzuweisen ich um so
weniger Anlaß hotte , als ich mich bei der Unterredung ohnehin auf
die Bestimmungen des Entwurfs bezog .

Genosse Rosenseld fragt an , ob die Regierung dann nicht
wenigstens eine Erklärung abgeben wolle , durch die es aus -

geschlossen werde ,

daß Fürsten , wie es vorgekommen sei . Auswertungen bis zu
1450 JJroj . erlangen könnten .

Staatssekretär Zocl erwidert , daß für die Fürsten die gleichen
Grundsätze gelten sollen , wie für die anderen Staatsbürger . Zwin
gende Normen , die hohe Aufwertung ausschließen , sich nicht gegeben .
Das Reichssondergericht ist srei und könnte also solcherweise auch so
hohe Prozentsätze feststellen , wenn allerdings auch anzunehmen ist ,
daß die Tendenz der Rechtsprechung auf eine Beschränkung
der Aufwertung gehen wird .

Genosse Rosenfeld : Eine Auswertung von 1450 proz . ist also
nicht ganz ausgeschlossen ? ( Staatssekretär Zoel : Möglich ist sie
immerhin . )

Alsdann versuchen die K o m m u n i st e n einen neuen Borstoß

gegen den „ Vorwärts " , dem sie ' zum Vorwurf machen , über Vor .

fqlle des gestrigen Rechtsausschusses zwei Artikel geschrieben zu
haben . Außerdem behaupten sie wieder , Irrtümer in der Bericht -
erstottung des „ Vorwärts " , die aber vom Genosien Rosenfeld sofort
an Hand des Wortlauts des „ Vorwärts ' - Berichts widerlegt werden .

Der Ausschuß berät alsdann deik 8 19 , der die Unterstützung
des Reichssondergerichts gewährleistet , auch wo ein Schiedsgericht
vorgesehen ist . Z 19 und 8 29, die die Zuziehung der einzelnen Mit -

glieder der beteiligten Fürstenhäuser regeln , werden mit den Stimmen
der Regierungsparteien gegen die der Kommunisten bei Stimm -

enchaltung der Sozialdemokraten und der Deutschnationalen an -

genommen .
Zum § 21 , derdosVerfahrenvordemReichssonder »

gericht regelt , beantragen die Deutschnationalen , den Fürsten das

Recht zu geben , einzelne Milgliedr des Reichssondergerichts wegen

Besangenhell abzulehnen . Das erforderten die elementaren Grund -

sätze des Rechtsstaates .
Genosse Rosenseld begründet diesem Antrag gegenüber den

sozialdemokratischen Antrag , der ein solches Ableh -

nungsrecht beseitigen will , sonst könnten die Fürsten gerade besonders

sachkundige Männer , die sich irgendwo , irgendwie und irgendwann

zur Fragß der Fürstenabfindung im Sinne der Volksinteressen ge -

äußert hätten , wegen Befangenheit ablehnen .
Abg . Monderlich ( D. Vp. ) tritt dem sozialdemokratischen Antrag

entgegen . Er meint , daß man höchstens ausschließen könne , daß ein

Richter lediglich wegen politischer Parteizugehörigkeit oder politischer

Betätigung abgelehnt werden dürfe .

Genosse Landsberg erwidert ihm , daß cheißsporne der einen oder

anderen Seite aus dem Kampf um die Fürftenoermögen von selbst

nicht zu Richtern gemacht werden würden und daß ein Ableh -

nungsrecht , das man den Fürsten einräume , sehr leicht zu u n -

angenehmen Folgen führen könne .

vei der Abstimmung werden die sozialdemokratischen Anträge

abgelehnt und es wird ein Antrag Wunderlich angenommen , der

eine Ablehnung von Richtern wegen Zugehörigkeit zu einer politi -

schen Partei oder wegen politischer Betätigung ausschließt .

Räch Annahme dieses Antrages erklären die Deutschnationalen ihren

Antrag als erledigt .
Genosse Rosenseld begründet alsdann einen sozialdemokratischen

Antrag , auch zu § 21, der nicht nur die Gerichte , sondern auch die

Verwaltungsbehörden zu Hilfeleistungen an das Reichssondergericht

verpflichten will , und einen weiteren Antrag , der den Banken eine

Auskunstspslicht auferlegen will .

Abg . von Rlchthofen ( Dem. ) tritt für den ersteren Antrag ein ,

aber gegen den letzteren . Bei der Abstimmung wird der erste

Antrag angenommen , der Antrag aus Auferlegung einer

Verpflichtung zur A�skunflerteilung der Sanken abgelehnt .

Ausfallend ist , daß noch bei diesem Antrage wie allen andere «

szzialdemokrotischen Anträgen , obgleich sie ostensichtliche verbesse -

rungen bedeuten , die Kommunisten sich der Abstimmung enthieltm .
Sie schützen die Banken und damit auch die Fürsten !

Genosse Rosenseld begründete alsdann einen weiteren sozial -
demokratischen Antrag zu Z 21 , der unbedingt die

Oefseullichkeil für die Verhandlungen vor dem Sondergericht

fordert . Er weist darauf hin , daß der Ausschluß der Oeffentlichkeit

z. B. in Fememordprozcssen wegen angeblicher Gefährdung der

Staatssicherheit beweise , wie weit die besonderen Bestimmungen der

Zivilprozeßordnung hier für anwendbar erklärt werden sollen , miß -

bräuchlich benutzt werden . Aus Allenburg sei erst dieser Tage de -

richtet worden , daß man sogar in einem Prozeß , iwi dem es sich {

lediglich um verbotenen Waffenbesitz gehandelt habe , wegen angeb -
licher Gefährdung der Staatssicherheit , die Oeffentlichkeit ausschloß .

Reichskanzler Marx entgegnete , daß man die Bestimmungen
über den Ausschluß der Oeffentlichkeit bei der Gefährdung der Staats -

sicherheit unmöglich entbehren könne .

Genosse Landsberg weist darauf hin , daß allerdings , wenn etwa

mecklenburgische Verhältnisse erörtert werden , zu begreifen sei , daß

für sittliche Menschen peinliche Ding « erörtert werden würden . Aber

man könne doch unmöglich annehmen , daß bei der W ü r d i -

gung der Vermögensverhältniss « der Fürsten die

Staatssicherheit gefährdet werden könne .

Abg . Rosenberg ( Komm . ) meint , daß doch höchstens in Frage
kommen könne , ob etwa der frühere Herzog von Koburg - Gotha Geld

in Waffen für den Wiking angelegt hätte . ( Heiterkeit . )

Der sozialdemokratische Antrag , der Sicherstcllung völliger
Oeffentlichkeit fordert , wird abgelehnt . Die Kommunisten enthalten
sich der Stimme .

Auch der sozialdemokratische Eventualantrag ,
die Oeffentlichkeit bei Gefährdung der Sittlichkeit auszuschließen ,
wird abgelehnt .

Angenommen wird nur ein sozialdemokratischer
Antrag , der das Reichssondergericht nötigt , seinen Entscheidungen
ein « Begründung beizugeben .

Alsdann werden die einzelnen Absätze des § 21 und in der

Gesamtabstimmung der ganze § 21 mit den Stimmen der Regie »
rungsparteien gegen die der Kommunisten bei Stimmenthaltung
der Deutschnationalen und der Sozialdemokraten angenommen .

Die folgenden ßß 22 bis 25 , die noch unwesentliche Bestimmun -

gen enthalten ( Kosten usw. ) , werden mit derselben Mehrheit ange¬
nommen .

Bei § 26, der von den Renten der bis zum Jahre 1805 in

Deutschland regierenden Fürfienfamilien handelt , und der dem

Reichssondergericht das Recht geben soll , solche Renten ganz oder

teilweise für erloschen zu erklären , beantragen die Sozialdemokraten
diese Renten ohne Entschädigung sortsallen zu lasten .

Gen . Rosenfeld weist zur Begründung darauf hin , daß es mit
den heutigen Auffassungen in der deutschen Republik völlig u n -
vereinbar sei . Nachkommen derjenigen Fürsten heute noch Renten

zu zahlen , die bis zum Jahre 1895 zum sogenannten Segen des

deutschen Volkes regiert haben . Es sei wahrlich genug , daß das

deutsche Volk diese Personen so lange erhalten habe . Endlch müßten
auch diese Herren sich daran gewöhnen , von der Arbeit zu
leben und daraus verzichten , sich vom Volke ernähren zu lasten .
Es handele sich hierbei um sehr erhebliche Beträge ,

in Friedenszeiten um 1 875 000 Mark , die an Fürsten und

Standesherren gezahlt seien .

Darunter auch an die h e s s i ch « n L a n d e s f ü r st e n als Entgelt
für die Schätze , die sie durch den Verkauf von Landeskindern als
Kanonenfutter hätten sammeln können . Insbesondere wies Genosse
Rosenseld auf den Fall der Reichsgrafen von Bentink hin ,
die auf Grund der Tatsachen , daß einem unehelichen Sohn eines
Grafen von Oldenburg die Landeshoheit über die Herrschaft Knipp -
hausen übertragen worden sei , außer Barsummen von 759 999
Talern in Gold , die sie im Jahre 1854 erhalten hätten ,

jetzt noch vom Staate Oldenburg nicht weniger als
1 100 000 Taler Gold forderten .

Nachdem man den Hohenzollern die Fideikommißrente entschädi -
gungslos entzogen habe , könne man die Standesherren
nicht besser behandeln .

Abg . Everling widerspricht dem sozialdemokratischen Antrag ,
der mit dem Segen fürstlicher Herrschaft unvereinbar sei. ( Heiterkeit
links . )

Abg . wegmann ( Z. ) meint , daß man die Rente nicht ohne
weiteres beseitigen könne , sich vielmehr damit begnügen
solle , dem Reichssondergericht das Recht zu geb�n , unter Umständen
die Rente für erloschen zu erklären .

Genosse Landsberg . , erwidert , daß das nicht ausreichend
sei . Der sozialdemokratische Antrag spreche nur aus , was selbswer -
ständlich sei. Das solche auf Grund überlebter und veralteter Be -
stimmungen einstmals gewährten Renten jetzt endlich fortfallen
müßten .

Reichekanzler Marx erklärt , daß die Regierung st a a t s r e ch t -
liche Bedenken gegen den Vorschlag des Abgcord -
neten Wegmann nicht habe und ob politische Bedenken be -
gründet seien , werde die Regierung noch erwägen .

Bei der Abstimmung wird der sozialdemokratische Antrag aus
cntschädigungslose Enteignung der Standcsherren von allen bürger¬
lichen Parteien abgelehnt .

Unglaublicherweise enthalten sich die Kommunisten auch hier
wiederum . Es ist da » zweitemal . daß sie bei einer Slbstimmung ent -
gegen der Forderung des Volksbegehren » auf eatschädigungslosc
Enteignung der Fürsleu sich der Abstimmung enthalten !

Der ursprüngliche Dorschlag der Regierungsvorloge wird als -
dann mit der kleinen Veränderung , die der Abgeordnete Wegmann
vorgeschlagen hat , gegen die Stimmen der Kommunisten bei Stimm -
entholtung der Sozialdemokraten und Deutschnationalcn onge -
nvmmen .

Mit der gleiche » Stimmenverteilung werden alsdann die JZ 27
bis 29 , welche nur unwesentliche Bestimmungen zwecks Durchführung

des Gesetzes entHallen , angenommen . Damit ist die Beratung des

Gesetzes beendet .

Abg . Barth erklärt für die Deutschnationolen , daß sie sich Mühe

gegeben hätten , das Gesetz , insbesondere soweit es Enteig -

nungen vorsähe , zu verbessern und es zu einem Gesetz zu

machen , das sich organisch in die Gesetzgebung des Reiches einfüge .
Sie hätten sich nur deshalb der Abstimmung enthalten , um nicht die

Arbeiten des Ausschusses zu erschweren . Ihre Stellung zum ganzen

Gesetz werde dadurch nicht berührt .
Abg . Frick ( völk . ) wirft dem Reichskanzler vor , aus

parteipolitischen Gründen den Gesetzentwurf eingebracht

zu haben . Die Bedenken seiner Freunde gegen das Gesetz nötigten

sie, die Vorlage abzulehnen .
Reichskanzler Warx weist den Vorwurf amtlicher Handlungen

aus parteilichen Gründen vorgenommen zu haben , entschieden zu -
rück . Er habe als Reichskanzler schon wiederholt in einer Weise

Stellung genommen , die nicht durch parteipolitische Gründe geboten

gewesen seien . Das Interesse des gesamten Staats und die notwendig «

Beruhigung des Volkes dränge zur Erledigung des Gesetzes . Die

Parteien , welche die Ordnung aufrechterhalten , sollten alles daran

setzen , um das Gesetz jetzt zu verabschieden .

Abg . Rosenberg ( Komm . ) behauptet , daß sich die Stellungnahme
seiner Freunde nach dem Willen der 15 Millionen gerichtet habe .
( Da hätten die Kommuni st « n anders stimmen
müssen ! ) Auf wellere Beschimpfungen der Sozialdemokratischen
Partei erwidert Gen . Landsberg , daß die sozialdemokratische Fraktion
den Kommunisten die nötige Antwort im Plenum geben
werde .

Schließlich richtet noch Abg . Richlhosen ( Dem. ) an den Reichs -

kanzler die Frag « , in welcher Weise die Regierung die Mitglieder des

Reichssondergerichts berufen wolle , ob nur Richter oder auch
Laien .

Reichskanzler Marx erwidert , daß er einen Beschluß der Re -

gierung noch nicht mitteilen könne . Er glaub « aber sicher , daß die

Reichsregierung ihm zustimmen werde , wenn er erkläre , daß die vier

Mitglieder des Gerichts , welche außer den fünf Richtern im Gesetz
vorgesehen seien , zu Mitgliedern des Gerichts ernannt werden

würden , jedenfalls nicht Richter sein würden .
Damit ist die Beratung der Vorlage in zweiter Lesung beendet .

Sie geht jetzt ans Plenum , das am Dienstag die Beralung vornimmt .

Grüne Internationale .
Agrarische Einheitsfront in der Tschechoslowakei .

Von Senator Wilhelm N i e ß n e r, Prag .

Das tschechoslowakische Parlament zeigt gegenwärtig ein
Bild , wie man es seit Bestand der tschechoslowakischen Re -
publik nicht gesehen hat . Seit den ersten Wahlen im Jahre
1920 waren alle tschechischen Parteien , darunter
auch die sozialistischen , in der Regierungskoalition zusammen -
geschlossen , der die Parteien aller anderen Nationen als

Opposition gegenüberstanden . Diese Koalition , schon lange
brüchig , sand ihr Ende , als die bürgerlichen Parteien , durch
ihren Wahlerfolg vom November 1923 kühn gemacht , in ge -
steigerter Begehrlichkeit durch Lebensmittelzölle und
Erhöhung der Kongruagebühren , das sind die
staatlichen Zuschüsse zu dem Einkommen der Geistlichen , in
Bargeld umzumünzen suchten . Tschechische Sozial -
demokraten und nationale Soziali st en erhoben
Widerstand , die Koalition wurde gesprengt und dadurch
wurden die Klassenkämpfe innerhalb des tschechischen Volkes .
die sich bis dahin in den Konferenzzimmern der Koalition
abgespielt hatten und die durch Kompromisse oder Hinaus -
fchiebung strittiger Fragen ihre Erledigung fanden , in die
Oeffentlichkeit getragen .

Die der parlamentarischen Regierung folgende Be -
amtenreaierung hat für Zölle und Kongrua rascher
eine neue Mehrheit gefunden , als es jemand für möa -
lich gehalten hätte . An die Stelle der tschechischen SozialA
demokraten und nationalen Sozialisten sind dre - deutsch -
bürgerliche Parteien getreten . Wieder stehen zwei
Blocks einander gegenüber , aber was sie scheidet , ist nicht
mehr die ungelöste nationale Frage , sondern der K l a s s e n -

gegensaß . Das Natürliche , doch lange Verschleierte , es ist
Ereignis geworden . Der Kampf um die Lebensmöglichkcit
der arbeitenden Massen hat die proletarischen Parteien aller
Nationen ebenso zusammengeführt , wie das Streben nach
erhöhtem Profit das deutsche , tschechische , slowakische und
magyarische Bürgertum .

Bei den einzuführenden Zöllen spricht man fälschlich meist
nur von G e t r e i d e z ö l l e n. Doch es geht nicht nur um
Getreidezölle , denn es sollen Zölle aufallewichtigeren
Lebensmittel gelegt werden , darunter auch Lebens -
mittel , die von der heimischen Landwirtschaft nicht produziert
werden . Ihre Höhe wird das Vier - bis Achtfache
derVorkriegszölle betragen . Die klerikalen Parteien
wurden von den Agrariern mit dem Versprechen der Er¬
höhung der staatlichen Bezüge der Geistlichen gewonnen , die



städtischen bürgerlichen Parteien durch erhöhten Zollschutz
auf einige wichtige Industrieerzeugnisse , wie Motorräder ,

Kunstseide , Personen - und Lastautomobile , und für einige
Erzeugnisse der chemischen Industrie . Mit Hilfe der Zölle
wird aus den Taschen der Verbraucher den Agrariern jähr -
lich mehr als eine Milliarde tschechischer Kronen

zufließen . Für die Regierung , die eben auf der Suche nach
neuen Steuerquellen ist , bedeuten die Zölle ein unverhofftes
Geschenk , denn sie werden gleichzeitig als F i n a nz z ö l l e

wirken » deren jährlicher Ertrag auf rund S00 Millionen

Tschechokronen geschätzt wird .

Für die städtische und industrielle Bevölkerung , beson -
ders für die Masse der Arbeiter und Angestellten , werden sich
die einzuführenden Zölle in verhängnisvoller Weise aus -
wirken . Es ist leicht zu errechnen , daß die jährliche
Mehrbelastung für einen Arbeiterhaushalt
7 0 0 Kronen betragen wird . Das ist in Anbetracht der
fortdauernden Industriekrise und der außerordentlich elenden

Lohnverhältnisse mehr , als die Arbeiterschaft ohne ernsteste
Gefährdung ihrer Ernährung und Gesundheit zu ertragen
imstande ist . Bei vielen Hunderttausenden Arbeitern beträgt
der Tagelohn um 20 Kronen herum , das sind nur wenig
über 3 Reichsmark . Die durch die Zölle eintretende Ent -

wertung des Lohnes wird , da sie bei dem ohnehin schlechten
Ernährungszustand nicht allein bei den Lebensmitteln erspart
werden kann , eine Einschränkung beim Ankauf von Kleidern ,
Schuhen , Wäsche und Haushaltuygsgegenständen zur Folge
haben , was den Inlandsmarkt der industriellen und
gewerblichen Erzeugnisse schwer schädigen muß . Den -

noch nehmen deutsche Christlichsoziale und
deutsche Gcwerbeparteiler , erstere bestochen durch
die Erhöhung der Seelsorgergehälter , letztere in ihrem
Mandatsbesitz abhängig von der deutschen Agrarpartei , an
dem Zollanschlag tätigsten Anteil . Nicht einmal d i e Tat -

fache oermochte diesen sonst stramm national auftretenden
Parteien den Geschmack an den Zöllen zu verleiden , daß der

deutsch - tschechisch - siowakisch - magyarische Kuhhandel gerade
der deutschen Bevölkerung zum schwer st en
Nachteil gereichen wird . Das deutsche Volk in der tschecho -
slowakischen Republik ist in seinen Lebensbedingungen auf
das Gedeihen von Industrie , Handel und Gewerbe ange -
wiesen , denn es ist in überwiegendem Maße ein I n d u ft r i e -
voll . Der Gewinn aus der durch die Zölle bewirkten

Teuerung wird meist mehr Angehörigen der anderen Na -
tionen zugute kommen , als jenen der deutschen , über die in -

folge der Zölle nur gesteigerte wirtschaftliche und soziale Not
hereinbrechen wird .

Um zu diesem Ziele zu gelangen , haben die deutsch -
bürgerlichen Parteien alle Scham und Hemmungen beiseite
geworfen . Früher führten sie über die drakonische Geschäfts -
führung des Parlaments und ihre brutale Handhabung
Klage , während der Zollverhandlungen aber ließen sie sich
die rücksichtslose sie Handhabung dieser Ge -
' chäftsordnung gerne gefallen . Ueber Anträge durch
tiie tschechische Koalition haben die Deutschbürgerlichen sich
' /rüher entrüstet , jetzt haben sie selber beim Guillotinieren
aller solcher Anträge eifrigst mitgewirkt . Sie unterstellen
sich dem Kommando der tschechischen Parteien bedingungslos ,
so daß nicht einmal ein Antrag , der die Regierung auf -
forderte , über die Sprachenoerordnung , die eine
drückende Entrechtung der deutschen Bevölkerung bedeutet ,
Bericht zu erstatten . Gnade in ihren Augen fand . Auch den
' Antrag , es mögen einige Fachminister über die voraus -
sichtlichen wirt schaftlichen , sozialen und
handelspolitischen Wirkungen der Zölle ge -
hört werden , empfanden die Deutschbürgerlichen als Zeit -
Vergeudung und halfen ihn niederstimmen .

Der von beiden Seiten leidenschaftlich geführte Zollkampf ,
der die Scheidung der Parteigruppen nach wirtschaftlichen und
sozialen Gesichtspunkten vollzog , hat noch eine andere Folge -
gehabt ! er bedeutet auch den Beginn einer weit -
reichenden Aenderung in der Innenpolitik

Deutscher Volksbühnentag .
Erster lag der Verhandlungen .

Mehr als 250 Teilnehmer hat der 7. deutsche Boltsbühnentag
in der alten Hansestadt Hamburg zusammengeführt . Vertreten
sind etwa 120 Volksbühnenorganisationen aus allen Teilen de »
Reiches , die durch ihre Organisation der Theaterbesucher mit fester
Äesuchsverpslichtung die Massen stärker am Theater interessieren
und zugleich der Bühne ein neues finanzielles Fundament und neue
Freiheit zu künstlerischem Schaffen geben wollen .

Der Vorsigende des Verbandes , Staatssekretär a. D. Curt
Vaake , eröffnet die Tagung mit einem herzlichen Willkommen .
( kr weist darauf hin , daß die Bewegung trog der schwierigen Wirt -
schaftslage auch im legten Jahre gut vorwärts gekommen wäre . Er
würdigt die Bedeutung der Volksbühnenarbeit , die gegen eine Ueber -
macht von Sport , Technik und Wirtschaft in unsrer Zeit die Werte
des Geistes und der Seele wieder zu ihrem Recht bringen wolle .

Es schließt sich eine Reihe von Begrüßungsansprachen an . Fük
die Hamburger Volksbühne spricht Bürgcrschaftspräsident Roß .
Für die oberste Behörde der Stadt findet Senator Krause herz -
liche Worte der Begrüßung . Lebhafte Bewegung löst seine Mit -
teilung aus , daß man in absehbarer Zeit mit der Gründung eines
eigenen Voltsbühnentheaters für Homburg rechnen dürfe . Dann
spricht Prof . P ä t s ch als Vertreter der Universität . Er verweist
auf die innere Verwandtschaft dieser jungen Hochschule mit der Volks -
bühnenbewegung . In packenden Worten legt er dar , wie diesc Be -

wegung den Boden für das neue große Drama ebne , das die Zeit
brauche , aber noch nicht habe , das aus dem Volt herauswachsen müsse ,
aber ein mit dem Theater , innerlich verbundenes Volk voraussetze .

Dann verliest Prof . K c st e n b e r g die im „ Vorwärts " bereits
veröffentlichte Kundgebung , in der etwa dreißig hervorragende Dra -
matikcr , Schauspieler und Kritiker den Wunsch aussprechen , daß die
Aolksbühnenbewequng mehr noch als bisher das Neue in der Kunst ,
das Zeitliche im Drama und eine freiheitliche Gesinnung bejahen möge .

Ein Geschäftsbericht , der zugleich einen Ueberblick über den
Stand der Volksllühnenbewegung gibt , liegt den Teilnehmern der

Tagung gedruckt vor . Dr . N e st r i e p k e , Berlin , hebt seine wesent -
lichen Punkte in knapper Rede noch einmal heraus : Die Wirtschaft -
liche Krise brachte hier und da Mitgliederverluste , aus der anderen
Seite aber konnten zahlreiche Vereine ihre Mitgliederzahlen steigern .
Zwei ältere große Organisationen , die Volksbühnen von München
und Dresden , schlössen sich dem Verband neu an , und 48 Vereine
wurden neu begründet . So wuchs trotz allem der Verband der

Volksbühnenvereine auf 240 Theatergemeinden mit mehr als 560 000

Mitgliedern an . Von fast allen Vereinen wurde eine überaus rege
Tätigkeit entfaltet . Insgesamt führten sie nahezu fünf Millionen

Besucher in die Theater und zahlten für die in Anspruch genommc -
neu Plätze etwa sieben Millionen Mark . Der von den Bareinen

' durchgeführte Spielplan hielt sich meist aus vorbildlicher Höhe . Nicht

weirige Vereine trafen umfassende Maßnahmen , um auch den Er -

werbs - und Verdienstlosen die Teilnahme an den Theateraufführun -
gen zu ermöglichen . Die Berliner Volksbühne , für sich allein

160 000 Mitglieder stark , konnte ein zweites eigenes Theater in Be -

des Staates . Die deutschen Zollparteien , Agrarier ,
Christltchsoziale und Eewerbeparteiler , sind nicht , wie erwartet

wurde , nach der Beschlußfassung über Zölle und Kongrua in

die Opposition zurückgekehrt , sondern sie bekundeten schon bei

dem folgenden Gesetz betreffend die Reform der Beamten -

besoldung die Absicht , die tschechisch - deutsche Zoll -
Mehrheit zu einer dauernden Parlaments -

tischen Mehrheit zu machen . Die haben bei der

Abstimmung über das wenig beamtenfreundliche Besoldungs -
gesetz der tschechischen Beamtenregierung , die lange vergeblich
nach einer Mehrheit dafür suchte , mit ihren Stimmen aus
der Klemme geholfen und sich auch bereit erklärt , für die Er -

höhung der Zucker - und Spiritussteuer , die der finanziellen
Bedeckung des Beamtengesetzes dienen , zu stimmen . Damit

ist aus der tschechisch - deutfchen Zweckmehrheit eine parlamen -
tarische Mehrheit geworden . Die Gliederung nach nationalen

Fronten ist durch die Scheidung nach Klassenfronten abgelöst
worden .

Der Eintritt der Deutschbürgerlichen in

die Regierungsmehrheit ist bedingungslos
erfolgt . Man spricht wohl von nationalen Kompensationen ,
die ihnen versprochen worden sein sollen , aber es fehlt dafür
jedev Beweis . Die deutschen Parteien rechtfertigen ihre poli -
tische Schwenkung mit dem Hinweis auf die . durch ihre Re -

gierungsgefolgfchaft bewirkte Verhinderung der Wieder -

belebung der tschechischen Koalition . Es ist richtig , daß sie
den tschechischen sozialistischen Parteien den Rückweg in die
Koalition abgeschnitten haben , aber da die deutschen Parteien
alle undemokratischen Methoden des alten Systems getreulich
unterstützen , kann wohl von einer Aenderung in der Zu -
fnmmensetzung der Mehrheit , nicht aber von einer Aenderung
des Systems gesprochen werden . Bezweifelt muß werden ,

daß das bedingungslose Hineinschlüpfen der Deutschbürger -
lichen in die Regierungsmehrheit den nationalen Ausgleich ,
der allein die Voraussetzung einer gedeihlichen Zusammen -
arbeit der Nationen im Staate bringen kann , herbeizuführen
imstande ist .

Es ist jedenfalls bedeutsam , daß die tschechischen sozia -
listischen Parteien zum ersten Male seit Bestand des Staates
in offene Gegnerschaft zur tschechischen Bourgeoisie und an
die Seite der deutschen Klassengenossen gedrängt wurden . Im

tschechischen Volke hat sich in wenigen Iahren ein g e w a l -

tiger sozialer Umschichtungsprozeß vollzogen .
Das tschechische Bürgertum , wirtschaftlich im raschesten Tempo
erstarkt , ist nicht mehr die kleinbürgerliche Schicht , die es bis

zum Umsturz war . Die Klassengegensätze innerhalb der

Nation haben sich wesentlich verschärft , die tschechische Bour -

geoisie fühlt sich bei der Vertretung ihrer Interessen in steigen -
dem Maße zu den deutschen Besitzklassen hingezogen . Die

neue tschechisch - deutsche bürgerliche Klassenfront ist der Aus -
druck dieser Tatsache .

Die Kirchenvorlage km Senat angenommen .

Prag , 26 Juni . ( MTB . ) Der Senat hat das Kongrua -
gesetz in der von der Abgeordnetenkammer beschlossenen Form in

der ersten und in abgekürztem Verfahren auch in der

zweiten Lesung mit 77 gegen 56 Stimmen angenommen . Im

Verlauf der Sitzung , die kurz nach Mitternacht endete , kam e » zu
scharfen Auseinandersetzungen zwischen dem national -

demokratischen Abgeordneten Dyk und den sozialistischen Parteien ,
so daß der Vorsitzende gezwungen war , die Sitzung zu unter -

brechen .

Die Immunität in fünf fallen aufgehoben .

Prag . 26. Juni . ( MTB . ) Das Abgeordneten hau -
beendete heute um 3 Uhr morgens die Debatte über die Frage der

Aufhebung derImmunität der von der Staatsanwaltschaft
im Zusammenhang mit den Zwischenfällen in der Kammer am ver -

gangenen Sonnabend verfolgten Abgeordneten . Der Antrag des

Immunitätsausschusses , die kommunistischen Abgeordneten
Harus , Ii lek , Kre ibi ch und Sa franke sowie den der

tschechoslowakisch - sozialistischen Partei angehörenden Abgeordneten

trieb nehmen . Der Verband selbst unterhielt drei Wanderbühnen ,
die 56 Orte regelmäßig mit Vorstellungen oersorgten . Ferner war
er an mehreren anderen Wanderbühnen wie auch an einigen stehen -
den Theatern als Gesellschafter beteiligt . Der vom Verband be -

gründete Verlag verbreitete fast 40 000 Klaffikerbände und gab mit
seiner Bühnenvertriebsstclle den deutschen Theatern eine Anzahl
wertvoller Dramen junger Autoren . Allein in Berlin fanden im
abgelaufenen Spieljahr 300 Ausführungen von Werken de » Volks -
bühnenverlages statt . Von den Behörden wurde die Verbands -
leitung mehr und mehr zur Mitarbeit auf dem Gebiete der Theater -
Politik herangezogen . Der Redner kennzeichnet dann noch kurz die
Pläne für die weitere Arbeit des Verbandes , wobei er besonders auf
Maßnahmen zur Förderung des künstlerischen Iugendspiels , zur
Anregung der dramatischen Produktion und auf Schaffung einer
Stelle eingeht , die den darstellenden Künstlern Gelegenheil bieten
soll , Ideen einer neuen Gemeinschastskuiist mit jungen Kräften in
aller Ruhe auszuproben . — Diesen Ausführungen schließen sich Dar -
legungen des Verbandskafsierers G e i l g e n s an , der von einer

wesentlichen Steigerung der Einnahmen de » Verbandes im Berichts -
jähr und von einer gesicherten finanziellen Lage zu berichten weiß .

Es folgen zwei Referate über Bedeutung , Aufgaben und Mög -
lichkeiten der Wanderbühnen . Zunächst spricht der künstlerische Leiter
des vom Verband unterhaltenen Ostdeutschen Landestheaters , Paul
Hag . In feinsinnigen und bis zum letzten Wort fesselnden Aus -
führungen verwertet er seine vielfältigen praktischen Erfahrungen ,
um allgemein Gültiges herauszuarbeiten . Er spricht von den

Schwierigkeiten der Wanderbühnen , aber auch von der besonderen
Freude , die dem Darsteller seine Tätigkeit an einer künstlerischen
Wanderbühne bereiten muß . Er zeigt , welche besonders günstigen
Bedingungen die Wanderbühne bei richtiger Leitung für die En -
semblebildung besitzt , da die Mitglieder zu einer festen Gemeinschaft
zusammenwachsen und von außen wenig abgelenkt werden . Freilich
erfordert die Wanderbühne mehr als jedes andere Theater , daß der
einzelne sich für das Ganze verantwortlich fühlt . Weitere Darlegun -
gen des Redners gelten der Spielplangestaltung . Er führt aus , daß
einer künstlerischen Wanderbühne letzten Endes nur wenige Stücke
verschlossen bleiben . Ein besondere » Gebiet weiterer Wanderbühnen -
arbeit sieht er vor allen Dingen auch darin , daß für die Aufführung
gewisser Werke die interessierten Mitglieder der Theatergcmeinde zum
Sprechchor herangebildet werden . Er schildert die Schwierigkeiten ,
ein all « Teile befriedigendes Repertoir aufzustellen , findet aber auch
Worte hoher Befriedigung über den immer wieder bewiesenen guten
Willen der Volksbühnenorganisation , sich mit der Bühnenleitung zu
verständigen . Das Ostdeutsche Landestheater bringt im Jahre nur
10 Stücke zur Aufführung , kann dann aber auch 20 - bis 25mal
jedes dicler Stücke wiederholen und gewinnt so Zeit zu gründlicher
Vorbereitung . Grundsätzlich ausgeschaltet wird , was unkünfllerisch
und kitschig ' ist . Zum Schluß wendet Hag sich noch gegen eine ge -
wisse ironisierende Geringschätzigkeit , die oft , vor allem in der Groß -
stadtprcsse , den Wanderbühnen gegenüber zutage tritt . Die künst -
krischen Wanderbühnen von heute , wie sie durch den Verband ihre
sicherste Stütze erhalten haben , stellen etwas Besonderes und Eigen -
artige «, aber sicherlich nichts Minderwertiges dar und haben An -

spruch , als voll genommen zu werden . ? Zer zweite Redner , Her -

Knejzlik auszuliefern , wurde mit 151 gegen 108 Stimmen ongs -
nommen . Der Fall der Abgeordneten Frau Z e m i n wurde an den

Immunitätsausschuß zur neuerlichen Verhandlung zurückoer -

wiesen . Die vom Staatsanwalt verlangte Zulassung der strafrecht -

lichen Verfolgung von fünfzehn anderen Abgeordneten wurde a b -

gelehnt . Präsident Malypetr bemerkte , daß sechs Fälle vom

Immunitätsausschuß noch nicht erledigt seien , und schloß daraus die

gegenwärtige Tagung . _

Oer Schutz 6er älteren Angestellten .
Umfall der bürgerlichen Angestelltenvertreter .

Die mehrsach verzögerte Sitzung des Sozialpolitischen
Reichstagsausschusses , die endlich eine von dem Unteraus -

schuh einstimmig beschlossene Vorlage sür den Schützet » er alte -

r e n A n g e st e l l t e n verabschieden sollte , sand am Freitag statt .

Ministerialdirektor S i tz l e r erklärte für die Reichsregierung , daß

sie die Not dieser Berussschicht wohl anerkenne , aber den Be -

schlüssen des Unterausschusses nicht beizutreten
o e r m ö g e. Die Reichsregierung wolle gemeinsam mit den Ländern

Umschulungs maßnahmen für die erwerbslosen Angestellten

treffen . Den Stellenlosen solle ferner auf dem Weg der F ü r -

sorge für die Zeit der Erwerbslosigkeit die Ausrechterhaltung ihrer

Anwartschast an die Angestelltenversicherung ermöglicht werden .

Zwecks Festsetzung von Höchstzahlen sür die Lehrlingsbeschästigunq
in den einzelnen Betrieben des Handelsgewerbes wolle dos Reichs -

arbeitsministerium zunächst mit den Ländern verhandeln . Ueber die

Verbesserung des Kündigungsrechtes für die älteren Angestellten sei
bereits eine Vorloge in Arbeit . Ebenso würde im Reichsminister . um

des Innern erwogen , durch eine Ergänzung des Reichspresfegesetzes
die Mißstände auf dem Gebiet der Chiffreanzeigen
abzumildern . Die sonstigen Vorschläge des Unterausschusses , wie Ein -

stellungszwang , Meldepflicht der osfenen Stellen und Beschäftigungs¬
pflicht von älteren Angestellten würden noch weiter geprüft .

Die Regierungsparteien legten alsdann unter Ableh -
nuna des von ihren eigenen Fraktionsoertretern mit beschlossencl
Vorschlages des Unterausschusses zwei Resolutionen vor , d'

ebenso nichtssagend sind wie die Regierungserklärung .
Abg . Aushäuser ( Soz . ) legte nochmals dar , daß die Vorlage de -

Unterausschusses nicht mehr verlange als die bürgerlichen Parteien
in ihren eigenen Anträgen seit einem Jahr , wahrscheinlich
nur zur Beruhigung der Angestellten , gefordert haben . Man

habe die Angestellten im Lande durch die Vorlage dieser Anträge
schwer getäuscht , denn nach der Resolution will man den Reichstag
nochmals in Ferien gehen lassen , ohne daß diese brennende Frage
irgendwie positiv entschieden wird . Die sozialdemokratische Fraktion
beantragt oeshalb , daß nunmehr über die Vorlage des

Unterausschusses en bloc abgestimmt würde .

In der weiteren Diskussion stand von den bürgerlichen Parteien
nur noch der Abg . Slöhr von den Völkischen zu den im Unteraus -

schuh einstimmig angenommenen gesetzgeberischen Vorschlägen . Der

Abg . Gering ( Z. ) versuchte , eine Abstimmug über den materiellen

Inhalt der Vorlage überhaupt zu verhindern , die dann schließlich mit
der bürgerlichen Mehrheit gegen SPD . und KPD . abgelehnt wurde .

Abg . hoch ( Soz . ) verlangte nunmehr , daß die Regierung wenig -
sten » die bereits ausgearbeitete Vorlage sür den erhöhten Kün -
d i g u n g s s ch u tz der älteren Angestellten unverzüglich dem Reichs -
tag unterbreite . Das soll nächsten Mittwoch geschehen . Die Ange -
stellenvertreter in den bürgerlichen Parteien spielten in dies . - r
Sitzung «ine recht jammervolle Rolle . Der Abg . Lambach ( Dnat . )
überließ es seinem Fraktionskolleqen Dr . Rademacher . die Vorlage
des Unterausschusses nach den bekannten Scharfmachermethoden her -
unterzureißen , und auch der Abg . Schneider ( Dem. ) wußte sich kaum

noch zu erinnern , daß er selbst im Unterausschuß sür diese Vorschlsgr
gestimmt hotte .

Die sozialdemokratisch « Fraktion wird darauf drängen , daß unirr
allen Umständen auch die Entscheidung de s Plenums noch
vor den Sommerferien erfolgt .

Keine Lanötagsauflöfung in öapern .
Ablehnung eines völkischen Antrags .

München , 26. Juni . ( WIB . ) Der Verfassungsausschuß des

Bayerischen Landtage » lehnte heute nach längerer Aussprache den

nationalsozialistischen Antrag auf Auslösung des

Landtages mit den Stimmen der Koalitionsparteien , des Völki -
schen Block , und der Freien Vereinigung gegen die Stimmen der

Antragsteller , der Sozialdemokraten und der Kommunisten ab .

mann Lange vom Mitteldeutschen Landestheater , ergänzt diese
Darlegungen vor allen Dingen in einer Richtung : Er kennzeichnet
die Bedeutung der morderncn künstlerischen Wanderbühnen für dic

Schulung des Schauspielernachwuchses . Daneben würdigt Lange die

Bedeutung der Wanderbühne im Hinblick darauf , daß sie das Er -
lebnis der Kunst an ganz neue Kreise von Menscben heranträgt .
Endlich spricht er von der Möglichkeit , die Wanderbühne auch zur
Pflege internationaler Beziehungen auszunutzen . Beide Referate
finden begeisterte Zustimmung .

Eine kurze anschließende Aussprache ergänzt das Bild von der
Bedeutung und der Arbeit der Wandcrbühpc ». Hans Meißner
vom Frankfurter Künstlertheater richtet einen Appell an die staat -
lichen Behörden , mehr noch als bisher die Wanderbühne zu fördern .
Prof . Kestenberg unterstreicht diese Forderung und bringt� sie in Be -

ziehung zu dem neuerdings besonders hervorgetretenen Streben der
staatlichen Stellem etwas für die Heranbildung eines wertvollen

schausvielerischen Nachwuchses zu tun . Julius Bab und Direktor
Holl von der Voltsbühne Berlin würdigen ebenfalls den Wert der
Wanderbühnen für den Schauspieler , der in seiner Lehrzeit äußere
Beweglichkeit brauche und durch Wanderbühnen , mit ihrer Möglich -
keit ausgiebiger Proben und vieler Wiederholungen aller Jnszenie -
rungen davor bewahrt werden könne , an kleinen Provinzbühnen zu
„ verschmieren " . Andere Redner fordern für Gebiete , die heute noch
keine künstlerischen Wandertheater kennen , die Schaffung neuer
Unternehmungen . Die Debatte bewies den frischen Geist der Volks -

bühnenbewegung , und den Willen , die begonnene Arbeit lebendig
fortzuführen .

Znlernationale Schauspielerkonferenz ohne Rußland . Die Intcr
nationale Union der Schauspieler wurde gegründet , nach schwierigen
Debatten , in denen immer wieder die Stellung der Russen disku -
tiert wurde . Die Russen wollten um jeden Preis durchsetzen , daß
die Internationale Union sich zu dem Prinzip des unbedingten .
Klassenkampfes bekenne . Die übrigen Konferenzteilnehmer wollten
als Hauptzweck der Union nur die Verteidigung der Berufsinteressen
anerkennen . Die Anträge der Russen wurden abgelehnt : nur Oester -
reicher und Holländer stimmten den Russen bei . Daraufhin erklärten
die Russen , daß sie vorläufig nicht in die Schauspielerinternationale
eintreten könnten . Aber man versicherte sich trotzdem der gegen -
seitigen Freundschaft . In Wien wird der Geschäslssig der Scyau -
jpieki internationale sein .

ErstauffShruogen der Woche , vleastag : Kleine » Thealei :
Leckerbissen ; Connerstag : Schiller - Tbeoter : Dic leichte Jiabcll :
LustsviclhauZ : Armut : Residen, - Tbeatcr : FrZulein Julie
und die Stärkere : VoltSbilbne : Darüber lägt sich reden : Neue »
Theater am Zoo : Ich schulde dir eine Frau ; Freitag : Theater
i. d. K l o st « r st r a jz e : Skampolo .

llronla - vorlräg «: Syrien , da » Land der tausend Men -
schen lMontg . 29. bi « Sonntg . , 4. Juli , 8 u. si), Falsche Scham ( Moutg . ,
28. bi « Sountz . , 4. Juli , 7) .

Zusllzrot Pros . vr . Eduard Rosenkhal , der bekannte Staat »rccht »Iekrer
an der Universität Jena , langsSbrlger demokratischer Landtagtabgeordneter
und Schöpicr der Tbüringer VerwaltungSakadcmle , ist gestern abend im
73. Lebensjahre gestorben .



Caiüoux und die Sank von Frankreich .
Amtsenthebung des Gouverneurs .

pari » , 2f>. Juni ( Eigener Drahtbericht ) . Der „ Ouotidien " gibt
heute in großer Aufregung ein Gerücht wieder , das am Freitag
in Börsenkreisen zirkulierte , in den Abendstungen aber halbamtlich
dementiert wurde . Nach ihm verlautet , daß im Ministerrat , der
heute morgen stattsinden wird , der bisherige Gouverneur der
Bank von Frankreich , Robin eau , seines Amtes

enthoben werden soll . An seine Stelle werde der bisherige
Direktor der Bank von Algerien , Moreau , treten , der snnerseits
durch den bisherigen Untergouverneur der Bank von Frankreich ,
Picard , ersetzt werden soll . Das Blatt fügt hinzu , daß für den
Fall der Amtsenthebung Robineaus alle oder mindestens die meisten
höheren Beamten der Bank sich mit ihm solidarisch erklären
und ihre Demission geben werden . ( Das Gerücht ist inzwischen
durch Havas bestätigt . Red . d. „ V. " . )

Der Konflikt zwischen der Bank von Frankreich und den fran -
zösischen Finanzministern der letzten Monate ist nicht neu . Am
lS . Juin hat Peret seine Demission als Finonzminister gegeben
unter dem Hinweis , daß Ihm »gewisse Unterstützungen , aus welche
die Regierung dos Recht habe , zu zählen " gefehlt hätten . Im Laufe
späterer Erklärungen gegenüber seinen Ministerkollegen hat Peret
diesen Satz dahin berichtigt , daß es sich dabei um die Unterstützung
der Bank von Frankreich gehandelt habe . Die Bank hatte sich wie
erinnerlich geweigert , mit ihrem Goldbestand oder
einem Teil desselben eine französische Auslandsanleihe zu
garantieren . Die letzte Krise war also wegen eines Konflikts
zwischen der Bank von Frankreich und der Regierung ausgebrochen .
Diesmal scheint der Konflikt durch die Regierung schon vor ihrem
Erscheinen in der Kammer durch die Amtsenthebung des Gouver -
neurs und des Untergouverneurs gelöst zu werden .

Die Regierugn dürfte heute u. a. auch beschließen , am nächsten
Dienstag den Antrag auf Vertagung sämtlicher Jnter .

p e l l a t i o n e n über die Finanzpolitik und zwar auf acht Tage
zu stellen . Es sollen nur die Interpellationen über die allgemeine
Politik und die Zusammensetzung der Regierung diskutiert werden .

Tollen die Großbanken den Ttaat ersetzen ?
Paris , 26. Juni . ( EP . ) Nach dem „ Aoenir " wird der Finanz¬

sachverständigenplan folgende Vorschläge enthalten :

1. Ratifizierung de » Washingtoner Tchuldenabkommens .
2. Die Verwaltung der schwebenden Schulden soll einem

Bankenkonsortium übertragen werden . Diesem Konsortium wäre
dem die deutschen Eisenbahnobligationen und Kredite der Bank von
im Etathaushalt ein gewisser Kredit zur Verfügung zu stellen , außer -
Frankreich . Das Konsortium hätte in Zutunst die Rückzahlung der
nationalen Verteidigungsscheine zu vollziehen .

3. Der Staat wird in Zukunft nicht mehr bei der Bank von

Frankreich Zuschüsse verlangen , sondern ebenfalls beim Kon -

s o r t i u m. In der Bilanz der Bank von Frankreich würde der

Posten „ Reue Dorschüsie an den Staat " oerschwinden . Der Betrag
der Vorauszahlungen an den Staat wäre also stabilisiert .

4. Das Konsortium ist der Ansicht , daß die gesetzliche Höhe der

Banknotenausgabe , d. h. 58 Milliarde », verwirklicht werden soll .
Es empfiehlt eine Banknotenausgabe von 4X Mil -

l i a r d e p Franken .
•

Das Blatt „ Avenir " ist das Kampforgan des Nationalen

Blockes und besonders der Millerand - Gruppe und der Schwer -
industrie . Es ist also möglich , daß hier der Wunsch der

Bater des Gedankens ist . Ein solcher Plan würde die A u s »

l i e f er u n g wesentlicher Teile der Staats »

Hoheit an das Bankkapital bedeuten , unter dessen

Joch alle Regierungen der letzten Jahre geseufzt haben .
Gerade von E a i l l a u x hieß es . daß er diese Tyrannei des

Finanzkapitals abschütteln wollte . Die Berwirklichung der

oben erwähnten Pläne würde aber die a m t l ich e Sank »

tionierung diese r Tyrannei bedeuten .

Zortfchritte im Russengeschäst .
Der tote Punkt überwunden ?

Das russische Exportgeschäft Deutschlands , das durch die Direk -

tioen von Rykow aus einen toten Punkt gekommen war , obwohl

Reich und Länder durch ihre büprozentige Ausfallsbürgschast das

Geschäft weitgehend gefördert hatten , scheint einen kleinen Schritt

weitergekommen zu sein . Die Meinungsverschiedenheiten zwischen

den Handelsorganen der Sowjetregierung und den Banken konnten

bisher nicht beseitigt werden . Durch die Initiative des Reichswirt -

schaftsministeriums kam es zwischen dem von der Deutschen Bank

geführten Bankenkonsoittum und den Vertretern Ruhlands zu einer

Einigung . Die Einigung wurde dadurch erleichtert , daß das Reich
den Banken für einen Teil des Kredits ( etwa die Hälfte der jetzt ver -

fiigbaren Summen ) Rediskontierung zusagte .
Der für die Finanzierung maßgebende Zinssatz wurde ein -

h e i t l i ch festgelegt und beträgt : jeweiliger Reichsbankdiskont zu -

züglich 1 Proz . Zinsen und 1,9 Proz . Provision , insgesamt 9,4 Proz .
Die beiden Parteien hatten bisher noch nicht verhandelt . Die

Banken lehnten den russischen Einspruch ab , weil die Finonzierungs -

bedingungen nur sie und die deutschen LIefersirmen angingen . Die

Russen weigerten sich. Austräg « zu geben , bevor die Zinefrage ge -
löst war .

Ob die Einigung die Geschäftsabschlüsse nun fühlbar vermehren

wird , steht dahin . Zunächst hat das Bankenkonsortium ( 9 Groß -
danken ohne Handelsgesellschaft ) nur 129 von den 399

Millionen bereit . Wann der Rest bereitstehen wird , ist sraglich .
Dann ist die russische Auftrageoergebung eine Frag « der WIrtschasts -
und Finanzlage in Rußland ! auch dann , wenn man die Langsristig -
keit der Kredite und der Garantie ( 2) � bis 4�6 Jahre ) berücksichtigt .
Jedenfalls wird Deutschland darauf zu achten haben , daß die Auf -

träge sehr bald gegeben werden . Ezn Mittel dazu wird sein ,

daß die Verlängerung der Kreditgaranti « nicht erfolgt , wenn die

Aufträge nicht bi « Ende dieses Jahres getätigt sein werden .

Ein amerikanischer Völkerbund !
Beschluß des Panamerikanischen Kongresses .

Aus New Park wird gemeldet , daß der zurzeit In Panama
lagende Panamerikanische Kongreß eine Rcsolulion an -

nahm , die die Schassung eines amerikanischen
Völkerbundes verlangt . Die amerikanischen Staaten werde »

ausgesorderk . schleunigst eine K o n s e r e n z einzuberufen , die eine

Verfassung ausarbeiten wird . Der Staat Panama soll die vor -

Verhandlungen führen und die Panamerika - Union veranlassen , eine

schnelle Verwirklichung des Vorschlages zu ermöglichen .

Drucksehlerberichtiguna . In unserem heutigen Morgenblatt ist
in dem Artikel „ Die Lohn st « uer als Zwangssparkasse "
die Hohe de » bcusschen Volkseinkommens mit 59 bis 55
Millionen Mark angegeben worden . Natürlich sind es 59 bis 55
Milliarden Mark , wovon 39 bis 36 Milliarden Mark aus

Lohnarbeit stammen .

Stillftanö des Hochwassers ?
Bisher keine Gefahr für den Grotzfchiffahrtsweg . — Erwartung der neuen Flutwelle .

An der Bruchstelle des Oderdamms bei Rledersaaten ist
man noch immer mit allen Kräften bemüht , die noch erhaltenen
Reste des Dammes zu versteifen und ein weiteres Einreißen zu ver -
hindern . Das wasserbauamt Schwedt hat insgesamt 4 00 Ar -
b e l t e r zur Durchführung dieser Maßnahmen eingesetzt , die in den
letzten Tagen abwechselnd durch Reichswehr , Technische Rothilse und
Freiwillige Feuerwehr unterstützt wurden . An ein provisorisches
verschließen des Dammrisses ist bei der gegenwärtigen tage der
Dinge gar nicht zu denken , zumal da » Hochwasser seit gestern um
weitere 26 Zentimeter ge st legen ist und bi , zum heutigen
Sonnabend abend voraussichtlich abermals um 5 Zentimeter steigen
wird . Znsgesamt sind durch diesen Dammbruch sowie durch einen
zweiten Dammriß auf halber Strecke zwischen Riedersaaten
und Schwedt 22 Quadratkilometer Miesen und Helfet
unter Wasser geseht . Entgegen ander » lautenden Meldungen wird
jedoch von den zuständigen Stellen versichert , daß bisher für
den Großschiffahrtsweg Berlin — Stettin eine Ge -
fahr infolge des Hochwasser » nicht besteht . Es ist
lediglich an einer Stelle eine Sickerung am Deich dieser Wasser -
straße eingetreten , die zur Znangrissnahme von Schuhmahregeln
Anlaß gegeben hat . ober keineswegs gefährlich ist . 3m übrigen
glaubt das Wasserbauamt Schwedt , daß die bi »her getroffenen vor -

lehrungen durchaus genügen , fall » nicht ganz unvorhergesehene
Zwischenfälle eintreten . Am morgigen Sonntag dürste da » hoch -
wasser seinen Höchststand erreicht haben und wird dann vorausficht .
lich . wenn auch nur vorübergehend , etwas fallen . Für den 1. Zuli
wird aber in der Schwedler Gegend die dritte Hochwasser -
welle erwarlcl , die am 21 . 3uni von Ratibor abgegangen ist und
clwa zehn Tage zur Zurücklegung dieser 600 Kilometer langen Strecke
gebraucht . Zn den ersten Zulilagen wäre demnach erneut mit dem

augenblicklich erreichten hochwasserstand zu rechnen . Der durch den

Oderdammbruch angerichtete Schaden läßt sich bisher auch schätzungs¬
weise noch nicht berechnen .

Der Schaden , den die Wassermengen angerichtet haben , ist ge-
wältig . Allein der Dammbruch bei Schwedt hat bis jetzt 2 Millionen
Mark Volksoermößen gekostet . Die gesamte Feldsrucht sowie
die H e » e r n t e in den betroffenen Gebieten ist größtenteils
verloren gegangen . Bei den betroffenen Landwirten herrscht
Futtermangel . Die Landräte der Kreise Angermünde und
Königsberg ( Neumark ) inspizieren zurzeit die Unglücksstätten .
An der Ausbesserung der schadhaft gewordenen Deichstellen wird in
fieberhafter Hast gearbeitet . Mit Sandsäcken und riesigen Planen
versteift das Hilfsheer den brüchigen Damm . Außer der Bevölkerung
ist auch die Schwedter Reichswehrgarnison zur Hilfeleistung heran¬
gezogen worden . Wo das Erdreich ins Rutschen gekommen war ,
wurde es durch Faschinen befestigt . Die Rettungsmannschaften
arbeiten unter den erschwerendsten Umständen und zum Teil bis zur
Brust im Wasser . Mehrere große Bagaersvulmalchjnen sind in
Tätigkeit . Besonders schwer scheinen nächst dem Oderbruch die
Niederungen des Warthe - und Netzebruches geschädigt . Zn einer
Breite von mehr al » 10 Kilometer sind ganze Dörfer unter Wasser
gesetzt . Der Bevölkerung hat sich eine Panik bemächtigt . Zurzeit
wird stündlich ein Anwachsen des Wasserspiegels erwartet . Den Ver -
kehr zwischen den Dörfern vermitteln Kähne , die allerdings nicht
sehr zahlreich vorhanden find . Die Eisenbahnlinie nach
S ch n e i d e m ü h l , die am Freitag noch sehr gesährdet schien , ist
zurzeit wieder außer Gefahr . Iedensall » braucht der Verkehr
nicht mehr eingestellt zu weiden .

Frankfurt a. d. O. , 26. Juni . ( TU. ) Die Oder ist im Laufe des
gestrigen Tages bei einem Pegelstand von 4,67 zum Stehen ge -
kommen und bis zum heutigen Morgen auf 4,69 zurück -
gefallen . Die Scheitelwelle hat gestern früh Frankfurt passiert
und dürfte heut das Oderbruch durchlaufen . Äüstrin meldet gleich¬
falls stehenden Pegel . Ein Dammrutsch hat in der Nacht zum
Freitag dicht vor K ü st r i n - A l t st a d t stattgefunden . Schon Sonn -
tag zeigten sich in der Göritzer Ehaussee , die am Damm entlang
führt , gefahrdrohende Risse . Die Dammwache beobachtete in der
Nacht zum Freitag , daß dos Erdwert in 20 Meter Höhe absackte ,
da unmittelbar daneben ein drei Meter tiefer Pfuhl liegt . Die ent -
stehenden Risse drohten die Ehaussee auszureißen . Die sosorl
alarmierten Pioniere gingen sofort . an die Arbeit . Die Chaussee
Göritz — Kllltrin mußte für den Verkehr gesperrt werden . Im Laufe
des Nachmittags wurden 70 Wagen Kies , die die Bahnverwaltung
zur Verfügung gestellt hatte , angefahren und damit der Dammbruch
oerhütet , der das gesamte rechte Oderbruch zwischen Küstrin und
Frankfurt überflutet hätte .

Keine Gefahr für Magdeburg .
Nicht viel hätte gefehlt so wäre ein Ereignis eingetreten , für

das in der Vergangenheit kein Gegenbeispiel zu finden ist : Durch
das Hochwasser wäre die Stadt Mag ise bürg nahezu jeder

Verbindung mit dem Osten , besonders mit Berlin , beraubt worden .

Diese große Gefahr scheint nunmehr , wenn nicht erneut durch große

Niederschläge eine Verschärfung der Wetterlage eintritt , glücklicher -

weise behoben zu sein . Da » Wasser ist nämlich in Magdeburg selbst
in der letzten Nacht um 3 Zentimeter gefallen . Immer -

hin ist die Gesamtlage noch immer äußerst bedrohlich , und besonder «

aus den Dörfern und Gütern der Umgebung von Magdeburg laufen

stündlich Schreckensnachrichten ein . Die Situation in und um Magde -

bürg dürfte zur Stunde etwa die folgende fein .
Wer von Berlin und Magdeburg sich nähert und die Strecke

einigermaßen kennt , ist erstaunt und entsetzt über die grundlegende
Veränderung der Landschaft in den Elbeniederungen . Wo sich
früher üppig grünende fette Marschwiesen dehnten , sieht man heute
eine endlose , unermeßliche Wasscrwüstc . Man könnte wähnen , an
einem uferlosen See zu stehen , wenn sich nicht hier und dort Bäume
und Gehöfte aus dem Wasser erhöben . Die Elbe hat hier eine
Breite von 5 Kilometern erreicht . Das einzig Zuverlässige
sind zurzeit noch die Bahndämme . Wenn auch die nicht mehr stand -
halten sollten , sst Magdeburg vom Osten isoliert . Ungemein ver -

heerend ist die Wirkung des Hochwassers im Magdeburger Sladlpark .
Sämtliche Wege sind überflutet . Das Gartenrestaurant Salzquelle
ist vollständig unter Wasser gesetzt . Zum Teil liegt der

Spiegel des Wassers IX Meter über dem Park . Der Exerzierplatz
steht halb unter Waffer und auch auf dem Flugplatz bilden sich große
Wasserflächen . Die größte Gefahr hat man dadurch abgebogen ,
daß man das große wehr bei Pretzin öffnete , so daß sich ein großer
Teil des Wassers in den Umflutkanal über Biederitz nach Loslau und
dort wieder in die Elbe ergießt . Dadurch werden Magdeburg und

Schönebeck vor den größten Auswirkungen der Hochwasserkatastrophe
geschützt . Die Gefahr , daß die Deiche aufweichen und das Wasser

durchlassen » ist noch keineswegs gebannt . Abgesehen von dem un -
mittelbar vernichteten Ernteoorrüten ist das überslulele Gebiet ,

dessen Größe auf 50 000 Hektar geschätzt wird , durch die sich nieder -

setzenden Schlick - und Schlammassen auf lange Zeit hinaus unfrucht -
bar geworden . Es bedarf jahrelanger Arbeit , um das Verloren -

gegangene wieder zu ersetzen .
Eine aufsehenerregende Mitteilung verbreitet das „ B. T. " aus

Magdeburg . Danach soll man in I e r i ch o w , wo in einer Länge
von 5909 Metern ein Deich überflutet ist , auf das rechtzeitige Ein -

setzen des seit Wochen zur Hilfe bereitstehenden Reichsbanners nicht
den ausreichenden Wert gelegt haben , während sich die Technische
Nothilfe außerstande erklärt hat , den Deich rechtzeitig zu erhöhen .

Reichs - und Landeshilfe für die Gesthädigten .
Wie im Preußischen Landtag , so sind jetzt auch im Reichstag von

sämtlichen Parteien « aträge eingegangen , um den vom

Hochwasser Betroffenen zu Hilfe zu kommen .

hohen - Reuendors wieder unter Wasser .

In Hohen - Neuendorf sieigt das Grundwasser wieder .

Bermustich steht diese neuerliche Steigung mit den dauernden Regen -

fällen in Zusammenhang . In wenigen Wochen ist stellenweise in

den Kellern das Wasser bis zu einem Meter hoch ge -

ft i e g e n. Das Pumpen hat wenig geholfen . Hatte man es
abends soweit geschafft , daß der Keller von dem nassen Element

geleert war , am andern Morgen stand schon wieder alles unter

Wasser . In den Kellern läßt sich daher überhaupt nichts mehr auf -

bewahren . Sie bieten zum Teil , besonders in dem südöstlichen
B e zi r k der etwa 8000 Einwohner zählenden Ortschaft , ein Bild
der gräßlichsten Verwüstung . Von den Wänden ist der Putz ab -

gebröckelt , die Balken faulen , sind zum Teil direkt verfault schon ,
ebenso die Dielen , so daß die darüberliegenden Wohnräume nicht
mehr betreten werden können . In der F l o r a st r. haben auf bau -

polizeiliche Verfügung hin drei Wohnungen geräumt
werden müssen , und zwar in den Häusern Nr . 19, 11 und 14. Hier

ist das Betreten der unteren Wohnräume mit Einsturzgefahr ver -
bunden . Das Ausbessern der Fußbodcndielen hat nichts geholfen .
Nach kurzer Zeit waren auch die neuen Dielen wieder faul . In -
folgedessen hat man sich groß « Mühe nicht mehr gegeben . Betritt
man diese Wohnungen , strömt einem ein morscher Geruch entgegen ,
an dem sich gleich erkennen läßt , daß Wasser in der Nähe ist . Es
ist schon gefährlich , die Wohnungen zu betreten . Der Fußboden
biegt sich , als wenn man über eine Wies « mit Moorgrund geht .
Auf verschiedenen Stellen sind die Dielen durchgebrochen ,
sh daß man w den Keller hinabsehen kann . Besonders mitgenommen
sieht das Haus Florastraße 19 aus . Ein freundlicher Schupowacht -
meister in Zivil , der die oberen Räume bewohnt und die Führung
übernommen hat , bemerkt mit bissigem Humor , daß der Herr , der
vor einigen Wochen hier noch gewohnt hat , des Nachts immer in
seinem Keller geangelt hätte . In der Tat wäre das auch ganz gut
gegangen , denn wo das Bett stand , befand sich ein solch großes
Loch in dem Fußboden , daß man bequem hindurchkriechen kann .
In allen Räum « » sind diese Löcher und die Stellen , auf die der
Fuß nur noch mit Vorsicht gestellt werden kann . Die Wände sind
feucht und naß , und von der Decke tropft es .

Neun Jahre leidet Hohen - Neuendorf schon unter diesem Uebel .
Die Provinz und der Kreis haben Mittel zur Beseitigung und für
erlittenen Schoden hergegeben . Aber diese Summen reichen nicht
aus , um die Grundwasserregulierung durchzuführen und den Schaden
zu ersetzen . Nach dem Voranschlag würde die Entwässerungsanlage
etwa 1 600 009 M. kosten . In einem Teil der Straßen hat sich mit
den bisher vorgenommenen Regulierungsarbeiten dos Uebel be -
festigen lassen . Die Häuser in der Berliner Straße leiden nicht mehr
so sehr darunter , wenngleich auch hier in einer Reihe von Kellern
noch Grundwasser vorhanden ist und nachsickert . Am schlimmsten
sind jetzt noch betroffen die Stolper Straße und die Florastraße .
Die Bewohner leben dort in dauernden Aengsten .

Granatenexplofion im Stadion .
Ein Arbeiter schwer verletzt .

Ein schweres Exploflonsunglück ereignete sich heute früh Im

Station im Grunewald , wo zurzeit an einigen Stellen

Erdarbeiten ausgeführt werden . Der Zljährige Arbeiter Alfred
Lettow au » der Bismarckstrahe 42 in Niederschönhausen

stieß beim Graben auf ein « Granate , dl « explodierte und den

Arbester so schwer verletzte , daß er durch die Stadionverwalwng in
das Virchowkrantenhau » übergeführt werden mußte . Die sofort an -

gestellten Ermittelungen ergaben , daß es sich bei dem Explosiv¬
geschoß wahrscheinlich um eine Nebelbombe handelt . Die
Arbelten wurden unterbrochen und durch vorsichtige

Untersuchung soll festgestellt werden , ob sich in dem Erdreich noch
weitere Explosivgeschosse befinden .

Ten Tchwiegersohn in der Notwehr erschossen .

Gestern abend gegen 8 Uhr hat der 65jährige Altsitzer August
Kleinert , der in Berlin - Rosenthal , Schönhauser Str . 75
wohnt , seinen auf demselben Grundstück wohnenden Schwiegersohn ,
dcn 42 Jahre alten Landwirt Fritz ' Rathenow erschossen .
Rathenow lebte mit seinen Schwiegereltern und seiner Ehefrau
gleich nach Beginn seiner Einheirat ständig in Streit und soll seine
Schwiegereltern sowohl wie auch seine Frau des öfteren geschlagen
haben . Zlm gestrigen Tage war es wieder zwischen ihm und seiner
Frau zu Auseinandersetzungen gekommen , in deren Verlaus Rothe -
now sein « Frau würgte und aus sie einschlug . Als die junge
Frau am Nachmittag sich aus dem Feld « befand , machte Kleinert
seinem Schwiegersohne Vorhaltungen , woraus dieser seinen Schwie -
gervater mit einem starken Knüppel bedrohte . In der Notwehr griff
Kleinert in der Küche , wo sich die Scene abspielte , zu seinem Jagd -
gewehr und feuerte einen Schuß auf Rathenow ab . Die Kugel traf

Rathenow in den Kopf und tötete ihn auf der Stelle . Die
Leiche wurde beschlagnahmt und nach dem Friedhof geschaft . Der
Täter ist vorläufig in Hast genommen worden .

wiedereröfsnung des Museums sür Völkerkunde . Heute vor »
mittag um 10 Uhr fand im Beisein der Vertreter der Stadt Berlin ,
der auswärtigen Mächte und der Länder und vor Vertretern der
Wissenschaften die Wiedereröffnung des Museum » für Völkerkunde
statt . Kultusminister Dr . Becker hielt die Eröffnungsrede . Er
dankte der Museumsleitung de « Museum » sür die groß « Arbeit , die
sie durch die Umgestaltung aeleistet hat . Aus einem veralteten Bau
ist «in modernes Museum geschassen worden , das vor allem nach dem
Prinzip der Uebersichtlichkeit geordnet ist . Man hat alle Objekt «, die
nur die wissenschaftlich « Forschung interessieren , aus der öffentlichen
Schausammlung entfernt , die jetzt ein klares Bild über die Entwick -
lung der asiatischen , amerikanischen und exotischen Völker vermittelt .
Nach Dr . Becker sprachen Oberbürgermeister Böß , Pros . Dr . Müller ,
der Leiter der asiatischen Abteilung des Völkerkundemuseums , und
Prof . Dr . Thilenius als Vertreter der auswärtigen Museen für
Völkerkunde . Der Madrigalchor sang am Schluß „ Wachet auf " aus
dem dritten Akt der „ Meistersinger " . Ein Rundgang durch das
Museum folgte .

Zeugen gesucht ! Am dritte » Pftngstfeiertag ( 25. Mai ) , abend »
kurz nach 8 Uhr , wurde ein Arbeiter an der Prinzenalle « ( Ecke
Soldiner Straße ) von einem Kraftwagen überfahren
und schwer verletzt . Zeugen diefcS Vorfall » werden dringend
aebelen , ihre Adresse an Frau Kieper , Berlin - JohanniSthal ,
Friedrichftr . 38 , mitzuteilen .

Groß - berliner Parteinachrichten .
ltS . - lZO. «bt . . WonfoO Heule Sonnabend 7 >/. Uhr bei Dohnke , Nollankstr - d«

wichitoe Boesiand . sttzung mtl dm Adteilung . Ieilern . Alle Genossen müssen UN-
beding ! erscheinen .



JewerMaftsbewegung
Das �rbeitersekretariat Serlin im Jahr 7�25 .
Das Arbeiterfekretoriot wurde im Jahre 192Z von insgesamt

W 2 S Ratsuchenden in Anspruch genommen , denen Auskunft bzw .
Rat und Hilfe zuteil wurde . Die Zahl der Besucher ist gegen das
Vorjahr um 14 90 gestiegen . Von den Besuchern gehörten 7279
Personen dem männlichen , 1159 dem weiblichen Geschlecht an . 7212
Personen gleich 85,56 Proz . waren organisiert . 828 wohnten in
Berlin . 149 außerhalb . Insgesamt wurden 2328 Schriftsätze an -
gefertigt . Davon entfallen auf tiic Arbeiterversicherung
1212 , auf den Arbeits , bzw . Dienstoertrog 149 , auf das bürgerliche
Recht , auf das Strafrecht , Gcmeindeangelegenheiten , Steuersachen
u. o. 967 . Wie die Besuchsziffer , so ist auch die Zahl der gefertigten
Schriftsätze gegen das Vorjahr — 1779 — um 538 auf �3 2 8 ge¬
stiegen . Damit sind die Unkenrufe , daß die Zahl der Besucher zurück -
gehe , widerlegt . Die Inslotionscrscheinungen sind auch auf diesem
Gebiete überwunden .

Von den Auskünften nimmt das Gebiet der Sozial - bzw .
Arbeiteroerfichcrung wie in den Vorjahren mit 5 39 2 gleich
62,91 Proz . die »rste Stelle ein : wieder ist es die Unfall . ver -
s i ch e r u n g , die an erster Stelle steht . Dann folgt als zweites
Houptgebiet das bürgerliche Recht mit 1 4 9 2 gleich 17,79 Proz . aller
Auskünfte .

Die persönliche Vertretung erfolgte in 358 Fällen mit 477 Ter -
minen . Davon entfallen auf das Reichsversicherungsamt bzw .
Reichsoersorgungsgericht 35 ; auf das Oberversicherungsgericht bzw .
Versorgungsgeri ' cht 277 : auf das Gewerbe - bzw . Kaufmannsgericht 7;
auf das Amtsgericht 22 : auf Schaden - und Haftpflichtversicherung 17.

Der Ausgang des Rechtsstreits wurde dem Sekretariat in 399
Fällen bekannt . Das Resultat war in 294 Fällen für die Arbeiter
bzw . Arbesterinnen erfolgreich : in 98 Fällen einschließlich der am
Jahresschluß noch nicht erledigten Fälle erfolglos .

Van den mst Erfolg vertretenen Fällen entfallen nach der Art
des Rechtsstrests gegliedert : auf die Unfalloersicherung 234 : auf die

Militöroersichcrung 15 ; auf die Invaliden - und Krankenoersicherung
13 : auf den Arbeits - bzw . Dienftvertrag 5: auf das Sachenrecht 12 :
auf die Schoden - und Hoftpflichtversicherung�lö . Die letzteren wur -
den durch die mündliche Verhandlung des Sekretärs mit den Par -
teicn im Dergleichswege — ohne Klage — zugunsten der Arbeiter

bzw . Arbeiterinnen erledigt .
Eine gewaltige Arbeitsleistung steckt hinter den hier angegebenen

Ziffern , die kurz umrissen ein Bild von der vielseitigen Tätigkeit des

Arbeiersekretariats andeuten . _

Lvo Kommunisten herrschen .
wie es in ihren Hochburgen aussieht .

Wir haben festgestellt , daß in den westlichen Industrie -
g e b i e t e n, wo es den Kommunisten gelungen war , sich der Leitung
großer Verwaltungsstellen des Deutschen Metallarbeiterverbandes zu
bemächtigen , infolge der Wirtschajt der Kommunisten ein lata -

strophaler Rückgang der MitKiederzahlen eingetreten ist ,
woraus die Unternehmer den Nutzen zu ziehen gewußt haben .
Daraus weiß , die „ Rote Fahne " ' zunächst nichts zu antworten . Sie

führt aber eine Reihe von Verwaltungsstellen namentlich an , und

zwar Stutigart , Eßlingen , Hanau , Völtingen ,
A) a l l e und Solingen , die , wie die „ Rote Fahne " schreibt , seit
1919 von kommunistischen �Funktionären und Angestellten geführt und
verwaltet
h

Widerspruch . Die Verwaltungsstelle Döttingen wurde erst 1921
gegründet , hatte damals 1747 Mitglieder , am End « des Jahres 1924
davon bereits rund 799 Mitglieder verloren . So hat es die kam -
muniftische Verwaltung oerstanden , die Mitgliederzahlen der In -
siationszelt zu halten . "

Nicht besser steht es mit Hanau . 1919 waren 4355 Mitglieder ,
am 1. Januar 1925 aber nur mehr 2832 . In Stuttgart war
der Rückgang noch viel stärker : 1919 waren 22 699 , am 1. Januar
1925 13 825 Mitglieder . Und nun die beiden kommunistischen Hoch -
bürgen Halle und S o l i n g e n. 1919 waren in Holle 9989 , am
1. Januar 1925 3199 Mitglieder . In Solingen schmolz di « Mit -
gliederzahl von 1919 , wo noch 17 679 Mitglieder vorhanden waren ,
aus 6753 am 1. Januar 19 *5.

Das sind die kommui. �rischen Verwaltungsstellen , mit denen die
„ Rote Fahne " prunkt . Daraus kann man ermessen , wie in den Ver -
waltungsstellen gewirtschaftet wurde , die wir angeführt haben und
von denen die » Rote Fahne " aus guten Gründen schweigt .

Mujstge Austänüe .
Ohn « bestimmte Angaben machen zu können , spricht die » Rote

Fahne " von den »sehr muffigen Zuständen im Verbandsbureau "
der Berliner Ortsoerwallung des Deutschen Metallarbeiterverbandes .
Wir wollen uns einmal mit den „ muffigen Zuständen " in der KPD .
beschäftigen , und zwar wollen wir uns nicht mit unbestimmten
Andeutungen begnügen , sondern wörtlich zitieren , was die
KPD . selber darüber sagt .

In einem Rundschreiben des „ Industrieverbandes üfr das Der -
kehrsgewerbe " wird daraus hingewiesen , daß die KPD . sich der
Gelder des eheinaligen Freien Eisenbahneroer -
bnndes bemächtigt hat . Um diese Gelder sowie um die
Einrichtungen des Verbandes wird jetzt prozesiiert . „ Auf Der -
anlasiung der KPD . finanziert die „ Rote Hilfe " aus den
Sammelgeldern für die politischen Inhaftierten
und deren Angehörige diese Prozesse " , heißt es in dem an -
geführten Rundschreiben . In dem von uns bereits zitierten Rund -
schreiben vom 9. Juni bestreitet das Zentralkomitee der KPD . keines -
wegs die Richtigkeit dieser Behauptung . Es heißt in diesem Rund -
schreiben wörtlich :

„ Es ist selbstverständlich , daß die „ Rote Hilfe " , die durch
einen Beschluß der erweiterten Bezirksleitung
in den Besitz des Vermögens des früheren Freien Eisenbahner -
Verbandes gelangt ist , die sich daraus ergebenden Klagen finan -
ziert . . . . "

Damit ist festgestellt , daß es di « KPD . ist , die die Gelder
einer Gewerkschaftsorganisation sich aneignet
und nun vor bürgerlichen Gerichten darum prozesiiert . In dem

Rundschreiben der KPD . heißt es dann weiter :

Die übrigen in dem Rundschreiben ( des Induftrieverbandes
>lterfür das Vcrkehrsgewcrbe ) enthaltenen Anwürfe sind Dinge , die

schon wiederholt geklärt worden sind , so der F a l l K ö n i g zuletzt
durch die Internationale Kontrollkommission der Kommunistischen
Internationale . Es ist deshalb nicht notwendig , darauf ein -
zugehen . "

Der Fall König , auf den die KPD . nicht weiter eingehen will ,
ist der Fall des früheren Kasiicrers der KPD. , dessen Verwaltung
mit einem . Defizit " von einer Million ein unrühmliches Ende fand .

Auf solche muffig « Zustände halten es das Zentralkomitee der
KPD . und die „ Rote Fahn ? " natürlich nicht für notwendig näher
einzugchen . Es ist für sie bequemer , über die „ muffigen Zustände "
anderwärts zu sprechen , ohne auch nur irgendeine Tatsache für
ihre beweislose Verdächtigung anzuführen .

Wie Sie Arbeitslosigkeit auszunutzen versucht wirü .

Die Adressenschreiberei ist von jeher ein f «hr kärglicher
Broterwerb . Nachdem jedoch unter dem Einfluß der öffentlichen
Kritik eine gewisse Regelung in den Adressenbureaus erfolgt ist ,
scheinen Firmen , die für ihren eigenen Dedarf Adressen schreiben
lassen , die Adressenbureaus in den Arbeitsbedingungen noch zu
unterbieten .

Di « Firma G. Klingmann u. Co . , Hofpianofabrik ,
Hoflieferanten Sr . Majestät des Königs von Spanien . Berlin ,
Wiener Straße 46 , suchte durch Chiffreanzeige Adressen .
schreiberinnen . Ein « Bewerberin bekam den folgenden Bescheid :

K. 1234 . „ Zu unserer obigen Annonce liegt uns Ihr « Be -

Werbung vor . Di « Adresien müssen bei uns im Bureau während
der üblichen Dienstzell geschrieben werden , gegen eine Monats -

Vergütung von RMt . 30 . "
Die Stellen , auf die es ankommt , haben wir etwas hervorgehoben .

Um dos wenig schamvolle Angebot eines Monatsgehalts von
dreißig Reichsmark bei acht - bis neunstündiger Arbeitszeit
etwas herauszustreichen , wurden die Sätze angehängt :

„ Wenn Sie zu dieser Bedingung bei uns antreten wollen ,
bitten wir , um Ihre Vorstellung . Wir haben außer Ihnen noch
einige Domen zur engeren Wohl bestellt . "

Der Staat , der auf Ordnung hält , dürste solche Gemeinheit nicht
dulden . Arbeitsangebote durch Chiffreanzeigen
müßten glatt verboten werden , um unsittlichen Arbeitsvcr -

hältnisien nicht Vorschub zu leisten .

verbanüstag üer öuchürucker .
5. Berhandlungslag . Nachmittagssitzung .

Die Tagung wurde eingeleitet durch ein Referat des Zentral -
lehrlingsleiters Fülle zum Punkt 4 der Tagesordnung : Lehr -
lingsabteilung und Lehrlingsordnung . Der Refe -
rent bezeichnete die Entwicklung der Lehrlingsabteilung als eine
hocherfreuliche . Es müsse weiterhin unser Bestreben sein , das Jnter -
esie der Jugendlichen an der Organisation zu wecken . Die Lehr -
l i n g s t a g e haben fruchtbringend gewirkt und unsere Jugend -
lichen sich selbst und der Organisation näher gebracht .

Weniger erfreuliches sei über den �vtand der Lehrlings¬
ordnung zu berichten . Die in Hamburg geforderte Aenderung
der Sejetzgebung ist nicht erfolgt . Unsere Eingaben sowie auch
die der Fachschullehrerkonferenz im August 1925 an das Reichs -
arbeitsministerium und dos Preußische Handelsministerium sind bis

heute unbeantwortet geblieben . Zu dem im Entwurf vor -

litgenden Arbeitsschuggefstz müsse gefordert werden , daß der Unter -
schied zwischen den jugendlichen Arbeitern und Lehrlingen ausge -
hoben wird , daß

die 4Sstündige Arbeitszeit uicht überschritten werden darf ,

und Sonn - und Feiertagsarbeit zu verbieten , sowie die Be -
lufsfachschulzeit tzur Arbeitszeit zu rechnen und zu bezahlen
ist . Der Gefft der Kollegialität und Solidarität muß auf unsere
Jugend übertragen werden , um sie zu selbstbewußten und freien
Menschen zu machen .

In der recht lebhasten Diskussion werden Vorschläge zum Aus -
bau der Lehrlingsabteilung gemacht und die Heranbildung von

Iugendleitern empfohlen . Ein Antrag , vor jedem Verbandstag eine

Gaulehrlingskonferenz abzuhalten , findet Annahme .
Zu Punkt 5, dem „ Korrespondent " , erhält Redakteur S ch ä s f e r

da » Wort . Er erwartet eine gerechte Beurteilung der Tätigkeit der
Redaktion . Es liege auch wenig Ursache zur Kritik vor , worauf
der Umstand hinweise , daß irur zwei Anträge zu diesem Tagespunkt
vorliegen . Daß wir unser « Pflicht getan haben , beweisen auch die

heutigen
Angriffe « ms dem Unternehmerlager .

Di « Redaktion muß im Interesse der Organisation die Taktik des

Verbandsoorftandes vertreten . Er könne feit der Uoberfiedlung von

Leipzig nach Berlin fesfftellen , daß zwischen Redaktion und Verbands -

oorstand das best « Einvernehmen besteht .
In der sich hieran anschließenden Debatte werden mehr oder

weniger Einzelfälle erörtert , die S ch ä f f e r in seinem Schluß -
wort widerlegt «. Er erklärt « die heutige Debatte für einen Fort -
schritt gegen die frühere dieser Art . Der Lorsitzend « stellt hierauf
fest , daß über die Tätigkeit der Redaktion allgemin « Zu -
friedenheit bestehe .

Zum Punkt Bild�ingsverband erhält das Wort der Vor -

sitzende des Bildungsoerbandes D r e h l « r . Redner bezeichnet das

Jahr 1926 als einen Wendepunkt in der Geschichte des Bildungs -
verband « » und oersichert «, daß sie erst nach schweren Bedenken der

Uebersiedlung nach Berlin zugestimmt haben . Leipzig sei ihnen Nähr -
und Mutterboden gewesen . Er streift di « Geschichte des Bildungs -
Verbandes , der heute mit 49 Angestellten zu einem bestimmenden
Faktor auf dem Gebiete des Pildungswesens geworden fei .
Erziehungs - und Bildungswesen müssen zentralisiert werden . Im

zentralen Gedanken liegt die Macht . Das Vortragswesen soll aus -

gebaut werden , mit einem Fernkursus soll demnächst der erste Versuch
gemacht werden . Für die B ü ch e r g i l d « soll im September eine

Werbewoche stattsinden . Di « Schaffung der Buchdruckuxrfftötte war
ein « Tat des Gemeinschaftssinnes und wird einmal ideell und materiell

reiche Frücht « tragen . Nur Einigkeit fei nötig im Ziel , im Wollen
und im Handeln .

Nach kurzer und lebhafter Debatte , an der sich insbesondere die

Spartenvertreter stark beteiligten , stellte der Vorsitzende unter Zu -
stimmung des Derbandstages fest , daß der Bildungsoerband Großes
geleistet habe und daß wir ihm dafür zu Dank oerpflichet feien .

Wivtfdyaft
24S - Nillionen - /wleihe öes Stahltrusis .

Die fest Wochen angekündigte , aber immer�wieder dementiert «

Anleihe des Montantrusts gewinnt greifbare Formen . Es sollen
69 Millionen Dollar aufgenommen werden oder
249 Millionen Mark . In die Emission sollen sich das New - Porker
Bankhaus Dillon Read u. Co. und die dem Montantrust nahe -

stehenden Großbanken teilen . Daß der Abschluß der Anleihe immer

wieder dementiert wurde , erklärt sich offenbar aus dem Willen der

deutschen Großbanken , an den Emissionsgewinnen beteiligt zu
werden . Diese Betelligung scheint festgelegt zu sein . 39 Millionen

Dollar oder 129 Millionen Mark sollen von Dillon Read in

New Pork , die andere Hälfte soll von deutschen Großbanken auf

europäischen Börsenplätzen aufgelegt werden . Das deutsche

Konsortium selbst will 69 Millionen Mark , das ist ein Viertel der

Anleihe , in Deutschland plazieren . Führer der Verhandlungen

ist die Darmstädtcr und Nationalbank . Die Anleiheobligationen

sollen in Aktien umtauschbar sein und auf den verschiedenen �Äapüals-
Märkten verschieden verzinslich ! ein ( zwischen 6 Vi: und 7 Proz . s .

Zweck der Anleihe ist die Konsolidierung des Bankkredits von

159 Millionen , der nach der Gründung des Trusts aufgenommen
wurde . Dem Trust würden also etwa 99 Millionen Mark neue

Gelder zufließen . Das eigene und fremde Kapital wird nach der

Aufnahme der Anleihe folgende Beträge umfassen :

Aktienkapital . . . . . . . . .800 Still .
• Genutzscheine . . . . . .: • • »

Thyssen - und Rhein - Elbe - Anleihen . 143 „
Neue Anleihe

. . . . . . . .
240 ,

Zusammen wird der Trust also über 1399 Millionen Mark mit

Dividende und Zinsen zu versehen haben .

Inzwischen liegt die Abschlußmeldung vor . Es werden begeben :

in 7k e w 8 o r t 30 TMllioncn Dollar Ks4prozentige Goldbonds aus

25 Zahre zu 654 proz . und zu einem Kurs von 96 Pro, . Kon¬

sortium : Dillon Read u. Eo „ International Accephauce Bank und

3. h . Schroeder Bank Corp . In Deutschland undanderen

europäischen Ländern 12 blikillionen Mark zu 7 Proz . mit

Auslosung innerhalb 25 Zähren zu 102 Proz . Der lv e r t der

Trustanlagen wird im Tlew Zorker Prospekt aus 538 Millionen

Dollar , die Zahresnettoeinnahmen 1927 bis 1931 werden

auf 28,31 Millionen Dollar geschäht .

Grotze weltzuckererzcugung auch in diesem Zahre .

Die Wellzuckererzeugung , die in den letzten Jahren bereits

außerordentliche Fortschritte machte , wird für das laufende Ernte -

jähr 1925/26 auf noch höhere Mengen geschätzt als in den ver -

gangenen zwei Erntejahren , und zwar sowohl für Rüben - als für

Rohrzucker . Die R ü b e n zuckerprodutlion , deren HauplteU �fait
zu 90 Proz . europäischen Ursprungs ist , soll im Erntejahr 1925/26

166 Millionen Zentner betragen , gegenüber 159 im Erntejahr 1924 25

und 113 im Jahre 1923/24 . Auch die Rohr Zuckerproduktion stellt

sich höher . Die Rohr - uckcrerzeugung der Welt soll in diejein

Jahre 331 Millionen Zentner betragen , gegenüber 311 im ver¬

gangenen Erntejahr und 285 vor zwei Jahren . Hiervon entfallen
183 bzw . in den vergangenen Jahren 178 u. 148 Millionen Zentner

auf die Produktion in Amerika , 123 bzw . III u. 118 aus die asiatische

Produktion . Die gesamte Weltzuckerproduktion beträgt demnach

496 Millionen Zentner gegen 469 bzw . 398 Millionen in den ver -

gangenen Jahren , eine Zunahme von etwa 28 bzw . 98 Millionen

gegenüber den vorhergehenden Jahren . Angesichts dieser günstigen

Entwicklung kann man damit rechnen , daß die Zuckerpreise weitcr

sinken werden , wenn nicht die fortschreitende Kartellierung in der

Zuckerindustrie und auch staatliche Eingriffe in die Preisgestaltung
wie in Kuba einer weiteren Preissenkung einen Riegel vorschieben .
Kuba kommt als Hauptproduzent für Rohrzucker in erster Linie ir

Betracht . Dort wurden im vergangenen Jahre 5 125 999 Tonne ,

erzeugt . Man hat nun beschlossen , die Erzeugung künstlich herabz -
drücken , und es wurde durch Gesetz eine Einschränkung der Pro
duktion um 19 Proz . verordnet . So sollen im nächsten Jahre stat
der sonst erwarteten 5,23 Millionen Tonnen nur 4,7 Million ? ,

erzeugt werden . Außerdem haben die Zuckererzeuger sich bei eine

Strafe von täglich 2999 Dollar verpflichtet , zw» i Jahre Hindu rc

weitgehende Produktionseinschränkungen vorzunehmen . Auch ha
die kubanische Regierung 599 999 Tonnen von den Produzenter .
angekauft , um sie dem Markt fernzuhalten . In der Tat gelang es

seit dem Monat April , den Zuckerpreis zu befestigen .

Theater öer Woche .
Vom 27 . Juni bt » 5. Juli 1926 .

SaUfMbn « : Bi » 30. Der dlltlch « Michel , «lb 1. Darllber lägt sich «den . —
Staat , ichr « Schau Ipielha »»: 27. Pirl Lärm . 28. , 30. Di« Welt , in der man
sich langweilt . 29. Heiode » und Mariamne . — Nrollopcr : 27. Riqoletto .
28. Tannen . 29. Madame Duitcrfln . 30. , 3. ( neu «instudiert , Tin Ma»krndaII .
1. Dieb de» Dlllck». 2. Boris «odunoff . 4. Margaret . S. Lohengrin . �
Schiler . Zheater : 27. , 29. «nritz . Pnritt . 28. , 30. ( Zahrt nach der Südsee . —
Demsche » Theater : Da » Ekel. — Zlammerspiese : Bi » 30. Meine Tousine au »
Warschau . — Die »»midie : Week- end . — Lessing - Theater : Schneider Wibbel . —
Theater in der TSniggrätzer Ttrahe : Gefallene Tnarl . — Städtisch « v»er ,
Tharlottendnrg : 27. Tiefland . 28. Lohengrin . 29. Tin Maskenball . 30. , 4.
IZatinitta . 1. To»ca . 2. Der fliegend « Holländer . 3. (oeschlossene Vorstellung ,
Die gauberfläte . — Theater de» Beften »: Die große Unbekannte . — Deutsche »
Kinftler . Theater : Der fröhliche Weinberg . — Tomödienhau, : Der Gar : en
Eden . — Be: li »er Theater : Donnerwetter — ganz famo »! — Neue , Theater
am gaa : Vi » 30. Der alte Dessauer . Ab l . Ich schulde dir eine grau . —
Trianan - Theater : tlamof in der Hochzeil - nocht . — Residenz . The », er : Bi » 30.
Herz contra Herz. 1. bis 8. jsräulein Julie und die Elärkere . — Zentral .
Theater : Bi » 30. Eoa Bonheur . — Theater am Schiffbauer dämm : Die sZreiei .
— Römische Oper : Berlin ohn « Semd . — Mctrapol . Theater : Die Nacht der
Nächte . — Theatee am Rnrfgrstendamm : Ravalier Jack. — Rleine » Theater :
Bi , 30. Seitensorünq «. Ab 1. Leckerbissen . — »alner . Theatrr : Der heilige
Brunnen und Blanco Bosncl » Erwcckung . — Theater >» der Rloftcrjt . age:
27. , 23. . 30. Der Ichle Etiident . 29. Die soanische Wege . Iohannisfcucr .
2. , 4. . 5. Skampclo . 3. : 300 Jeanen . — Thea er in de. Lühowstrahe : Spree .
waldmädel . — Schlohpark - Theater Steglitz : Bis 3. Die schwebende Jungfrau .

» ach mit t » g , » o r st e l l n g e n. Balk . bühn «: 4. Darüber säht sich
reden . — Schanspielhan »: 27. Charlei, » Tante . — Zentral . Theater : 27. Eoa
Bonheur .

Berantmor - Ii » fsir Bolit . k: Ernst Reuter : Wirischakt : «r »nr Satcrnu »:
Srwerkschaftsbcweaun «: Z. Steinrr : sseuillelon : R. H. Döscher : Lokale ,

und wonsliae » Ar>» Rarstadt : «nzeiaen : Tb. Glocke: sämtlich in Berlin .«eriaa : Loiwarl - . Berlaa G. m. b. S. Berlin . Druck: Borwärls - Buchdruckcrrlund Beriao »anstall - Baul Smaer u. Eo. Berlin SV 08 LindenftraK « 3
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Katzen , Papageien und alle
Haustiere werden behandelt .

IlerarzUldie Poilhilniu
CfeausiaastraB « 93

neocn Kriepervercinshau »
�nrechstunden • 11-1 u. 4- 6 Uhr

Adoll Hottmann

Knorke
Stfaulhnmoreake

mit Ulatiratloaen
von Willi Steinen

PrcU 50 PU - Porto S Pitz .

VorrÄH * In allen
VorwÄrtf - Amgabertellcn

Mieten Sie
von uns

Berlin W 66

leipjigrryfraft . sc 122123

C!

w
xmaNlai

12 Monatsheiie

un ( J . 4 wer . volle Büchel

vierleijährlid , . . . nur 1. 60 Mk .
mit üanzle - nen - Bud , 2. 25 Mk.

robehefte und Prospekte ir�tls
Zu beziehen durch die AnnahmesieNen
und die Botenfrauen des „ Vorwärts

( Scgt . 1891 . '
tevp - und Dannen - Deck « «

kouien Sie dessen » ad Fadri !
_ Bernlmrl strotimanael , Berlin
waUstr . 12 ( UntergrunDbobn Jnseldrälkc )

und Westen .
Reparal

Filiale : Sptttalmark «. Ecke Seydelstr . -
. Zlitolsdurger Platz 2, Ecke Trantenaust : .
it icb. Llrt . Jllnftr . Preiskaialag gratis

M. - dtä*/ *// "'

Pholoapgarale , Feidsiedier
kaufen oie gut und preiswert im

Photo - Spezialhaus Haller , Kottbuscr Damm 98
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